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In dem Rechtsstreit

;
Klägers und Revisionskl$gere,

Verkündet

am 26„Novcmber 1965

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagtcn,

hat der 10° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26° NOVember 1963, an der
mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° T e s m e r
als Vorsitzender,

‘
Bundesrichter S a u t t e r

und Bundesrichter Dr° B r o c k e
‘ als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° Droh„c° M i e s'b & c h

und Bundessozialrichterin F r o s c h
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden—Württemberg vom 8° Februar 1961

wird als unbegründet zurückgewiesen° *

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n ;
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-93.2.aé- e..e

Der 1892 geborene Kläger war im ersten Welt—

krieg aktiver Offiziern Während des Militärdienstcs erlitt

er eine Verwundung an der linken Kleinzehe, hatte eine

Konservenvergiftung, erkrankte an Ruhr und hatte anschlie—

ßend immer wieder Magen— und Darmstörungen° Er hatte ferner

‘.im August/September 1918 eine Gasvergiftung° Nach Beendi—

gung des Krieges blieb er zunächst weiterhin beim Heer als

aktiver Offizier, wurde jedoch im Bürodienst verwendet°

Im August 1919 beantragte der Kläger im Hinblick auf die

Verminderung des Heeres wegen körperlicher Beschwerden seine

Verabschiedung mit Pension und die Zusicherung einer Antel—

lung im Zivildienst (Versorgungswesen)° Er wurde daraufhin

am 1° Oktober 1919 wegen "mangelnder Feld- bzw° Garnison—

dienstfähigkeit" durch die Kommission für Offiziersstellen—

besetzung der Reichswehr in eine Zivilstelle der Versorgungs—

abteilung versetzt„ Im April 1920 wurde er infolge Verminde—

rung der Wehrmacht auf Grund des'Offizierspensionsgesetzes

von 1906 als Oberleutnant [pensioniert und im Juni 1920 zum
char° Hauptmann befördert„ Nach einem militärärztliehen

Zeugnis vom 17° Juli 1920 litt er an chronischen Darmkatarrh

mit allgemeiner körperlicher Erschöpfung als Folge von mehr—

maliger Ruhrerkrankung im Feld; ferner bestand eine verheil—
te Granatsplitterverletzung am linken Fußo Für diese Leiden

wurde Kriegsdienstbeschädigung angenommen und der Kläger

net—

unfähig bezeichnet° In den folgenden Jahren war er im Ver—

wegen dieser Gesundheitsstörungen für dauernd felddie

sorgungswesen als Beamter (seit dem 15401921 als Reg.Amtn°nn)

tätig„ Auf Grund der Personalabbauvcrordnung wurde er mit

Ende Januar 1924 in den einstweiligen Ruhestand und mit Vir—

kung vom 1° Februar 1935 in den dauernden Ruhestand versetzt°
Nach einem Studium der Volkswirtschaft und Staatswissen—

schaften promovierte er im Jahre 1923 an der Universität

Tübingen zum Dr° rer° pol° und war von 1925 bis 1941 als
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{Verlagsdirektor in mehreren Verlagen tätig„ Nach seinen

eigenen Angaben bezog er in dieser_Zeit ein monatliches

Gehalt von 2000 bis 3000 RM Von 19L1 bis zum Ende des

zweiten Weltkrieges war er in Berlin in der chemischen

Industrie in führenden Stellungen tätig°

'Im zweiten Weltkrieg wurde der Kläger lediglich seit 1944
zum Führer einer Volkssturmkompanie berufen; die Kompanie

kam jedoch nicht zum Einsatz„ Im Mai 1945 wurde er in Ber—
_lin von den Russen verhaftet und eine Reihe von Tagen (die

Angaben schwanken zwischen 4 und 14 Tagen) in einem Keller

von der GPU Verhört Anschließend war er bis 1951 in Berlin

freiberuflich tatig, siedelte dann nach Stuttgart über, wo

er bis 31„ August 1957 als Angestellter in der Versorgungs—

verwaltung béschäftigt'ware

Im August 1950 beantragte der Kläger bei dem Magistrat von
Groß—Berlin—(Abteilung 80zialwesen) Versorgung wegen "Fuß-
sehuß, Gäsvergiftung, Ruhr, Kreislauf— und Herzmuskelschwä—

ehe, nervöser Störungen und Sehstörungen"° In einem Schrei—
ben vom 27, September 1952 machte er außer den vorstehend

angeführten Schädigungen
aus dem ersten Weltkrieg noch Rheu—

matismus und Ernährungsschäden als Folge der Inhaftierung

dureh die—ruSsische Wehrmachtgeltend° Naeh Einholung eines

innerfachärztlichen Gutachtens des Dr„ Sch---——I—azrc=von
9„ Juli 1956 erkannte das Versorgungsamt (VersorgA) I

Stuttgart durch Bescheid vom 190 November 1956 als Schädi—
gungsfolgen 1.80 des Berliner Gesetzes über die Versorgung

—von Kriegs— und Militärdienstbeschädigten sowie ihren Hin—
terbliebenen (KVG) und des Bundesvérsorgungsgesetzcs (BVG)

"chronischen Darmkatarrh, Haut— und Knochennarbe nm linken

Fuß" i S° der Entstehung an, gewährte jedoch? keins Rente

In diesem Bescheid lehnte das Versor gA die Anerkennung von
‘Herabeschwerden und_damit zusammenhängenden Sehstörungen
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ab, weil diese Leiden durch die kurze Haft im Jahre_1945
‘weder verursacht noch versehlimmert werden seien° Das Ver—

sorgA verneinte ferner eine wirtschaftliche Schädigung durch

die im ersten Weltkrieg erlittenen Gesundheitsstörungen, da

bei dem Kläger durch seinen Übertritt aus dem Wehrdienst in

den Zivildienst im Jahre 1919 kein sozialer Abstieg erfolgt

sei„ Der Widerspruch gegen diesen Bescheid hatte keinen

Erfolg (Widerspruchsbeseheid des LVersorgA Baden—Württemberg

vom 1„2„1957)„ ' ' - '

Das Sozialgericht (SG) Stuttgart hat durch Urteil vom
23° September 1958 die Klage abgewieseno Es ist auf Grund .33

'der ärztlichen Stellungnahmen zu der Überzeugung gelangt,

daß die Herzerkrankung des Klägers'auf einer dem Alter ent—
sprechenden Arteriösklerose beruhe und somit nicht Folge der

anerkannten Schädigungsfolgen aus dem ersten Weltkrieg sei°

Auch die Ereignisse im zweiten Weltkrieg (Dienst im Volks—

sturm und kurze Haft im Mai 1945) hätten keine bleibenden

gesundheitlichen Schädigungen verursachto Ein besonderes

berufliches Betroffensein ins° des 5 30 BVG sei9 soweit

überhaupt vorhanden, nicht Schädigungsfolge i„S„ des 5 1 BVG,
weil es nicht auf den nach dem BVG anerkannten Schädigunge—

folgen beruheo ' '

—Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgerieht
(LSG) nach 5'TQ9 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) von dem
Chefarzt der Karl—Un3er-Klinik, Dr„ Bgffg ein Gutachten vom

_
24„ Juli 1959 eingeholt; Dieser Sachuerständige hat eine Vera

sohlimmérung des Herzleidens durch die Erlebnisse während 4

‘der Haft im Mai 1945 für wahrscheinlich gehalten9 dabei aber

allerdings zum Ausdruck gebracht, daß diese Verschlimmerung

‘ nur einen Teil des Kfankheitsgesehehens betreffe, da eine

; rein organische coronarsklerotische Veränderung am Herzen

' bestehe°
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Durch Urteil vom 8° Februar 1961 hat das LSG Baden—Württem—
berg das Urteil des SG Stuttgart vom 230 September 1958 ab:
geändert und den Beklagten verurteilt, als weitere Schädi—

gung$folge "ehr0nischen Magenkatarrh" i„s° der Hervorrufung

anzuerkennen; im übrigen hat es die Berufung des Klägers

'zurückgewiesen„ Es hat in den Entseheidungsgründen im wesent— .

lichen folgendes ausgeführt: Ein chronischer Magenkatarrh sei

zusätzlich als Folge des Wehrdienstes im ersten Weltkrieg

an2uerkennen, weil nach wehrmachts— und versorgungsärztliehen

Feststellungen auch der chronische Magenkatarrh als Folge

einer Dienstbeschädigung angesehen werden sei° Eine Erhöhung

der Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) sei jedoch insoweit/_

nicht möglich° Die Herz—Kreislaufbeschwerden des Klägers seien

weder auf den Wehrdienst im ersten Weltkrieg noch auf den

Volkssturmdienst noch auf die Verhaftung durch die GPU und

die damit zusa■menhängenden Ereignisse zurückzuführeno_Es

handle sich bei dem Kläger um eine Coronarsklerose mit ihren
Begleiterscheinungcn, die nicht durch die verhältnismäßig

kurz dauernden, wenn
auch schweren äußeren Belastungen hervor—

gerufen oder bleibend verschlimmerv worden sein könne° Dem
Gutachten des Dr° Bäf+=könne nicht gefolgt werden, weil er

von unzutreffenden tatsächlichen und rechtlichen Vorausset-

‘zungcn ausgegangen sei°

Das LSG hat ferner ausgeführt, eine besondere berufliche

Betroffenheit LS° des 5_3O BVG liege beim Kläger nicht vor°
Im Rahmen dieser Vorschrift sei der im Versorgungsrecht gel—

tende Ursachenbegriff anzuwenden, nach dem als UrSache im

Reehtssinne nur diejenige Bedingung angesehen werden könne‚
die wegen ihrer besonderen Beziehung

zum Erfolg wesentlich

zu dessen Eintritt mitgewirkt habe, Die Frage, ob die aner—
‚kannten Schädigungsfolgen für den geltend gemachten Berufs—

schaden ab 1„ August 1950 in Gestalt von erheblich geringeren
Gehalts— bzw° Pensionsbezügen ursächlich gewesen seien, müsse
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eindeutig verneint werden. Zwar habe der Kläger substantiiert

vorgetragen, daß er ohne die Sehädigungsfolgen aktiver Offi—
ziér geblieben und in dieser Laufbahn schließlich bis zum
Generalsrang aufgestiegen wäre° Zwischen dem Eintreten.der

Sehädigungsfolgen einerseits und dem Auftreten der wirtschaft—

lichen und sozialen Nachteile andererseits dürften jedoch 1 g„

keine anderen Ereignisse und Umstände liegen, die ihrerseits

diese wirtschaftliche und soziale SchleChterstellung maßgcbr'

lich als eine alle anderen Umstände an Bedeutung weit über—

ragende Ursache bewirkt haben° Ein Solcher Fall liege hier

vor; denn der Umstand, daß der Kläger heute gegenüber einem im
Generalsrang pensionierten Berufsoffizier bzw° höheren Mini—

sterialbeamten sicherlich ein erheblich geringeres Einkommen

beziehe, sei nicht mehr seinen Sehädigungsfolgen, sondern an—

deren hiervon unabhängigen Ereignissen zuzuschreiben° Nach dem
ersten Weltkrieg habe der Kläger zunächst als Beamter des '

gehobenen Dienstes mit Aussicht auf den Übertritt in den höhe—
ren Dienst Verwendung gefunden, diese Laufbahn jedoch aus

eigenem Entschluß aufgegeben° Der Kläger habe damals_kein

Hehl daraus gemacht, daß ihm die Beamtenlaufbahn zu einer Zeit

wo er in der Wirtschaft monatlich bis zu 5000 RM verdiente,

nicht eben lohnenswert’ersehien° Wärender zweite Weltkrieg

und der Zusammenbruch des Deutschen Reiches mit allen seinen
.wirtschaftlichen Umwälzungen nicht gekommen, so hätte der

Kläger niemals eine besondere berufliche Betroffenheit geltend

machen können‚ Erst der wirtschaftliche Niedergang, der den

damals mittellosen und gealtertcn Kläger besonders hart traf,

habe ihn in eine wirtschaftliche und soziale Lage versetzt,

die jetzt gegenüber der eines Generalstabscffiziere oder

höheren Kinisterialheamten zweifellos als ein Abstieg anzu—

sehen sei° Es sei jedoch nicht angängig, in einem solchen
Falle auf einen Beruf zurückzugreifen, von dem sich der Kläger

sehon längst gelöst hatte„ Das gelte jedenfalls dann, wenn

.
ihm die Ausübung des gleiehwertigeh Ersatzberufes, den er
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inzwischen ergriffen hatte, nicht durch die Schädigungsfolgen,

sondern nur durch den allgemeinen wirtschaftlichen Zusammen—

bruch unmöglich gemacht wurde„ Das Vorliegen einer besonderen

beruflichen Betroffenheit sei aus diesen Gründen zu verneinen,

so daß auch dem vom Kläger geltend gemachten Anspruch auf

Rente nicht habe stattgegebén werden können, 4

Das LSG hat die Revision zugelassen, weil es der Rechtsfrage,
.welcher'Ursachénbegriff bei Anwendung des © 30 BVG zugrunde

zu legen ist und welche Voraussetzungen bei dem gesetzlichen
Tatbestandsmerkmal "Nichtausübung des früheren Berufe infolge

der Schädigung" vorliegen müssen, g;rundsätzliche Bedeutung

beingessen hat, ’

Gegen dieses am 28° April 1961 zugestellte Urteil des LSG

hat der Kläger mit Schriftsatz vom 24 Mai 19_61, beim Bun—
dessozialgericht (BSG) eingegangen am 25 Mai 1961, Revision
eingelegt und beantragt,

das angefochtene Urteil insoweit aufzuheben, als

'die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG
Stuttgart

vom 23. September 1958‘zurüekgewiesen

ist, und die Sache in diesem Umfange zu
neuer Ver—

handlung und Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen° _ '

Nach Verlängerung der Begründungsfrist bis zum 280 Juli 1961

hat der Kläger mit Schriftsatz
vom 28° Juli 1961, eingegan-

gen beim BSG an demselben Tage, die Revision begründet° Er
rügt lediglich eine Verletzung des 5 30 BVG mit dem Vorbrin—

gen, das LSG habe den Begriff der "besonderen beruflichen

Betroffenheit" verkannt° Es müsse allerdings dem Berufungs—

gericht zugegeben Werden, daß der Ursadhenbegriff in 5 50
BVG nicht anders als der auch sonst im Versorgungsrecht gel—

tende Kausalitätsbegriff zu beurteilen sei° Die Beurteilung

der Rechtslage hänge_also davon ab, ob die durch die aner—
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kannten Schädigungsfolgen bewirkte Unmöglichkeit der weite—

.ren Ausübung bzw° des Aufstiegs in dem früheren Offiziere—

‚beruf wesentlich dazu beigetragen hat, daß er — der Kläger —
heute nur ein erheblich geringeres Ruhegehalt habe als er es

haben würde, wenn er in einem höheren Offiziersrang pensionicrt-

werden wäre„ Im Gegensatz zur Auffassung des Berufungseerichts

sei diese Frage unbedenklich zu bejahen; Dabei sei rechtlich '

nicht relevant, daß er sich zwischenzeitlich
— eben weil er

infolge der Kriegsdienstbeschädigung seinen Offiziersbcruf

nicht weiter ausüben konnte — der Ausübung anderer Berufe

zuwenden mußte, auch wenn damit zunächst ein sozialer Abstieg

nicht eintrat„ Entscheidend sei allein, daß er von dem

Zeitpunkt an, für den er die Vergünstigung nach @ 50 BVG für
sich.in Anspruch nehme, gegenüber dem ohne die anerkannten

Schädigungsfolgcn erzielbaren Einkommen eine wirtschaft—
liche Einbuße erlitten habe,dü3drodiechlgen der Schädigung

in dieser Art und Höhe nicht eingetreten wäre° Im übrigen

wird auf den Inhalt der Revieionsbegründung vom 28„ Juli 1961

'Bezug genommen°

_Der'Beklagte beantragt;
_ ‚ 'die Revision des Klägers gegen das Urteil des LSG

7r‘Badcn—Vürttemberg vom 8° Februar 1961 als unbegrün-
ldet zurückzuweisen°

_Zur Begründung seines Antrags trägt der Beklagte.insbeson—

dere unter Hinweis auf das Urteil des BSG vom 23° Juni 1960

(SozRBVG'530 31„ Ca7 Nr„ 7) vor, daßeine durcheine
Schädigung bedingte berufliche Betroffenheit dann als aus—

geglichen anzusehen sei, wenn der Beschädigtc nach der

Schädigung zwar nicht-den gleichen Beruf wie vor der Schä—
digung, aber einen sozial gleichwertieen anderen Beruf au;—

—üben könne° Diese Voraussetzung sei hier gegeben, da sich

der Kläger nach dem AussCheidcn aus dem Offizi-rsbcruf eine

wirtschaftliche Position geschaffen hatte, die ihm schon
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vor
dem zweiten

Weltkrieg ein monatliches
Einkommen von

3000 RM sicherte°

Die durch Zulassung statthsfte Revision des Klägers ist form—
und fristgerecht eingelegt und begründet worden (5% 164, 166
SGG)„'D1e Revision ist somit _zulässig, _jedoch nicht begründet°

Der
Kläger

rügt mit
d_er Revision lediglich

eine Verletzung des

@ 30 BVG Er ist der Meinung, die MdB sei höher zu bewerten, weil

er durch die anerkannten Sehädigungsfolgen seinen Beruf als

aktiver Offizier, in dem er nach seiner Ansicht bis zum General
aufgestiegen wäre, habe aufgeben müssen und infolgedessen jetzt

nur ein erieblich geringeres Ruhégehalt habe, als er es haben

würde, wenn er in einem höheren Ofiiziers_rang pensioniert wor-
den wäre° ‘

Das LSG hat in dem angefochtenen U1teil nieht näher geprüft,

welehe Fassung des @ 30 BVG im vorliegenden Falle anzuwenden

ist und ob zwis chen den versehiedenen Fassungen dieser Vor—
schrift materiell-rechtliche Unterschiede bestehen° Nach 5 30

Abs 1 BVG in der ursprüngliehen Fassung war die MdB nach der
körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu.
beurteilen; der ver der Schädigung ausgeübte Beruf oder eine
bereits begonnene_ oder naChweisbar angestrebte Berufe aus-
bildung wa-r zu

berücksichtigen, Der Wortlaut dieser Ver-

sohrift ist inzwisohen mehrfach geändert werden, 5 30 Ass° 1

Satz 2 BVG idF des Fünften Gesetzes zur Änderung und Er-
'gänzung des BVG (5 ÄndG) vom 6. Juni 1956 (BGBl I 463)

enthielt die Vorschrift, daß die MCE höher zu bewerten ist,

wenn der Beschädigte durch'die Art der SChädigungsfolgen

in seinem vor der Schädigung ausgeübten, begonnenen oder

nachweislich angestrebten Beruf besonders betroffen wird,

es sei denn, daß Zumutbere arbeiten und berufsfördernde
__Maßn'ahnzeniß°des ä326 BVGeinen Ausgleich bieten. In der

Fassung des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegs—

_ 10 _
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_—10 _.

opferreehts (1. Neuordnungsgesetz) vom 27„ Juni 1960 (BGBl

I 453) ist diese Vorschrift dahin ergänzt werden, daß der
Beschädigte besonders betroffen ist, wenn er infolge der
Schädigung weder seinen bisher ausgeübten, begonnenen oder

den nachweisbar angestrebten noch einen sozial gleichwerti-

gen Beruf ausüben kann, oder Wenn er zwar seinen vor der

Schädigung ausgeübten oder begonnenen Beruf weiter ausübt
oder den nachweisbar angestrebten Beruf erreicht hat, in

diesem Beruf durch die Art der Sehädigungsfolgen aber in
einem-wesentlich_höheren Grade als im allgemeinen Erwerbe—

leben erwerbsgemindert ist, oder wenn er infolge der Schädi—

gung
nachweisbar

am weiteren Aufstieg in seinem Beruf gehin—

dert ist. Wie das BSGbereits mehrfach unter eingehender Be—
gründung ausgesprochen hat (BSG 13, 20, 22; 15, 208, 210;
BSG in BVB1 1960, 51), verfolgen die vers chiedenen Fassun—

gen
des 5 30 BVG ein einheitliches Ziel Der Gesetzgeber hat

daher mit den verschiedenen Fassungen nicht jeweils neu be—

stimmen wollen, in welCher Weise der Beruf eines Beschädig—

ten bei der Bewertung der MdB zu berücksichtigen ist, er hat

vielmehr mit den neuen Fassungen nur zum Ausdruck ringen
wollen, wie diese Vorschrift schon in der ursprünglichen

Fassung aus zulegen war° Für den von dem
Kläger

geltend gemach—

ten Anspruch auf eine höhere Bemessung der durch die anerkann-

.ten Schädigungsfolgcn im allger 01'nen Erwerbe leben bedingten '

MdB wegen einer besonderen beruflichen Betroffenheit ist die
Rechtslage somit

— jedenfalls soweit @ 30 BVG im vorliegenden

Falle in—Betracht kommt — unabhängig Von den verschiedenen

FaSsungcn dieser Vorschrift gleich zu beurteilen„

Das LSG ist in dem angefochtenen Urteil zutreffend davon"

ausgegangen, daß die im Vérsorgungsreeht geltende Kausali—
tätsnorm auch im Rahmen des 5 30 BVG anzuwenden isto—Dies
kommt eindeutig in @ 30 BVG in den Worten "durch die Art der

Schädigungsfolgen" bzv„ "infolge der Schädigung" zum Ausdruck

(vg1° BSG14, 172,'176)° Der Kläger hat im übrigen selbst
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_in der Revisionsbegründung die Anwendung der im Recht der
kKriegsopfervexs0rgung geltenden Kausalitätsnorm im Rahmen

des @ 30 BVG nicht in Zweifel_gezogen„

Die Entscheidung hängt im vorliegenden Falle somit von der

Beurteilung der Frage ab, ob die durch die anerkannten Schä—
digungsfolgen bedingte Aufgabe des früheren Berufe des Klä— ‘

gers als aktiver Offizier ein besonderes berufliches Betrof—

fensein i„s„ des 5 30 BVG darstellt, obwohl der Kläger nach

den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen des Beru—
‘fungsgerichts zumindest seit dem Jahre 1925 einen dem frühe—_

ren Offiziersberuf sozial gleichwertigen Beruf als Verlags-

direkter in mehrerenVerlagen und später in führendenStel—
lungen der chemischen Industrie bei einem monatlichen Gehalt
von 2000 bis 3000 RM ausgeübt hat° Nach 5 30 Abs„ 2 Buchst° a
BVG idF_des 1‚ Neuordnungegeset2es ist der Beschädigte beson—

ders betroffen, wenn er infolge der Schädigung weder seinen

bisher ausgeübtcn, begonnenen oder den nachweisbar angestreb—

ten noch einen sozial gleichwertigen Beruf ausüben kann°

In dieser Vorschrift ist somit eindeutig zum Ausdruck ge—
bracht werden, daß die Ausübung eines sozt■.glcichwertigen‚

Berufe nach Aufgabe des früheren Berufe infolge der Schädi—-

gung ein berufliches Betroffensein ausschließt° Wie bereits

oben dereelcgt‚ stellt die Neufassung des 5y30 BVG durch das

1° Neuordnungegesetz nur eine Auslegung der ursprünglichen

Fassung dieser Vorschrift dar; da nunmehr lediglich ein"
Teil der Verwaltungsvorsehriften neu in den Wortlaut des
Gesetzes aufgenommen werden ist und damit die Auslegung,

welche diese Vorschrift ohnehin schon durch die Verwaltung

erfahren hatte, allgemein verbindliche Gesetzeskraft er—
langt hato.Der 11° Senat des BSG hat daher in seinem Urteil

vom25° Juni 1960 (BSG 12,'212) für das vor dem Inkra ttreten
des 1° Neuordnungsgesetzcs geltende Recht ausgesprochen, daß

in den Fällen, in denen zwar wegen der Schädigungstlgen nicht

mehr der gleiche Beruf wie vor der Schädigung, wohl aber ein

..12 .;
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sozial gleich■ertiger Beruf ausgeübt werden kann, damit der

"Ausgleich"geschaffen ist, der die besondere Berücksichti—

gung des früheren Berufs — über die Beeinträchtigung im all—

gemeinen Erwerbsleben hinaus — ausschlicßt° Als sozial

gleichwertig ist der Beruf anzusehen, der sich in gleichem

Maße wie der frühere Beruf aus dem allgemeinen Erwerbs—'

leben heraushebt; nicht gleichwertig ist in der Regel der
Beruf, der gegenüber dem früheren Beruf zu einer erheblichen

wirtschaftlichen Einbuße fiihrt° Der Kläger hat dies selbst
nicht behauptet und sich auch mit der ReVision nicht gegen
die Feststellung des LSG gewandt, daß er als Verlagsdirekter
Oder in führenden Stellungen in der chemischen Industrie

gegenüber seinem früheren Beruf als aktiver Offizier auch

bei der Unterstellung, daß er den Generalsrang erreicht

hätte, eine sozial gleichwertige Tätigkeit ausgeübt hat°
Dies ergibt sich.im übrigen auch schon aus dem von dem Klä—

ger selbst angegebenen Einkommen von monatlich 2000 bis

3000 RM bis zum Zusammenbruch im Jahre 1945„_

Der Kläger, der offenbar ebenfalls seine-bis 1945 ausgeübtc

‘Tatigkeit als sozial gleichwertig ioso des @ 30 BVG ansieht,

ist jedoch der Auffassung, daß er jedenfalls jetzt als Pen—

sionierter ein erheblich geringeres Ruhegalt habe, als er

-es haben würde, wenn er in einem höheren Offiziersrang pen—

sioniert Werden wäre° Er hält schon allein aus diesem Grunde

ein beruflichcs Betroffensein für gegeben; er ist der Meinung,

es sei rechtlich nicht relevant, daß er nach Aufgabe seines

Off'ziersberufes infolge der anerkannten Gesundhei sstörungcn

einen anderen Beruf ausgeübt hat, bei dem zunächst ein sozia—l

ler Abstieg nicht eintrat. Er hält es für allein entschei—

dend, daß er von dem Zeitpunkt an, für den er eine höhere

MdB.wegen beruflichen Betreffenseins für sich in Anspruch
nehme, gegenüber dem ohne die anerkannten Schädigungsfolgcn

erzielbaren Einkommen eine wirtschaftliche Einbußc erlitten

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


habe, die ohne die Folgen der Schädigung in dieser Art und
Höhe nicht eingetreten wäre° Auch das LSG hat nicht ver—

kannt, daß der Kläger heute gegenüber einem im Generalsrang

pensionierten Berufsoffizier bzw° einem höheren Ministerial—

beamten ein erheblich geringeres Einkommen erzielt und viel—

leicht auch eine gewisse soziale Einbuße erlitten hat; es
ist aber der Auffassung, daß dieser Umstand nicht mehr den
Schädigungsfolgen und der dadurch bedingten Aufgabe des

Berufs als aktiver Offizier, sondern anderen, hiervon unab—

hängigen Ereignissen im Zusammenhang mit den Verhältnissen

der Nachkriegsjahre zuzuschreiben_seié Es muß dem Kläger

(zunächst grundsätzlich zugegeben werden, daß eine wesent—

liche wirtschaftliche Einbuße auch darin liegen kann, daß
der Besehädigte infolge der Schädigung etwa in der Altersver—

sorgung, die ihm auf Grund seines-früheren Berufes zugesten-

den hätte, schlechter gestellt ist (vgl„ hierzu auch BSG 14,

172, 175 unten; ferner Urteil des BSG vom 25‚6„1959 — 10 RV
107/58 — in "Der Versorgungsbeamte" 1959 Heft 11 Rechtspr°
Nr, 37)° Hierbei ist jedoch entscheidend zu berücksichtigen,

daß_der Kläger nach Aufgabe seines Berufe als aktiver Offizier '
durch zwei Jahrzehnte (1925 bis 1945) eine sozial gleichwer—

tige Tätigkeit ausgeübt hat, die unter normalen UmStänden

bei einem monatlichen Einkommen bis zu 3000 RM zu einer ent—

sprechenden Alterssicherung geführt hätte° Wenn es infolge

der mit dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches zusammenhän—

genden Nachkriegsverhälthisse insoweit anders gekommen ist,

so ist dafür — wie das LSG in dem angefochtenen Urteil zu-
treffend ausgeführt hat — nicht mehr die durch die Schädi—

gungefolgeh bedingte Aufgabe des früheren Berufs als akti-

ver Offizier ursäehlich, sondern andere mit den Schädigunge—

fol"cn nicht mehr zusammenhängende Umstände‚ Hierbei kann

im vorliegenden Falle dahingestellt bleiben, ob hinsichtlich
der Altersversorgung dann eine andere Beurteilung Platz grei—

fen könnte, wenn der spätere sozial gleichwertige Beruf nur
eine so k‘rze Zeit hätte ausgeübt werden können, daß eine in
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etwa dem früheren Beruf entsprechende Alterssicherung über—
nhaupt nicht in Frage kommen konnte° Dies war jedoch beim Klä-

ger nicht der Fall, da er durch zwei Jahrzehnte hindurch ein

Einkommen erzielt hat, das ihm ohne die mit dem Verlust des

‘zweiten Weltkrieges zusammenhängenden Verhältnisse die Mög—

lichkeit einer angemessenen Alterssicherung gegeben hätte°

“Ist demnach der später ausgeübte, dem früheren Beruf sozial

gleichwertige Beruf auch hinsichtlich der Alterssicherung

bei normalem Ablauf der Dinge gleichwertig, so liegt ein

.
besonderes berufliches Betroffensein LS° des 5 50 BVG

"infolge der Schädigung" nicht vor„

Da das LSG somit nicht gegen 5 30 BVG verstoßen hat und eine
Rüge der Verletzung einer anderen Rechtsnorm aus der Revi—

sionsbegründung nicht zu entnehmen ist, mußte die Revision

des Klägers als unbegründet zurückgewiesen werden (@ 170

Abs„ 1 Satz 1 see)° '

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG" fl-
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